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Elektrifizierung der Marschbahn 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

in der 19. Sitzung des Wirtschafts- und Digitalisierungsausschusses am 13. Septem-
ber 2023 wurde mein Ministerium darum gebeten, die Schreiben der Kanzlei „Brock 
Müller Ziegenbein“ zur Notwendigkeit eines Planfeststellungsverfahrens für die Elektrifi-
zierung der Marschbahn vorzulegen. In der Anlage übersende ich Ihnen die entspre-
chenden Unterlagen.  

Bisher gehen sowohl die Vorhabenträgerin (DB Netz AG) sowie die Planfeststellungs-
behörde (Eisenbahn-Bundesamt) seit Anfang 2022 davon aus, dass für die Elektrifizie-
rung der Marschbahn ein Planfeststellungsverfahren notwendig ist. Insofern hat sich die 
Haltung des MWVATT seit diesem Zeitpunkt aufgrund der rechtlichen Lage sowie der 
Einschätzungen der DB Netz AG und des Eisenbahn-Bundesamtes nicht geändert.  

Mit freundlichen Grüßen 

Claus Ruhe Madsen 

Anlagen: 2 

Minister 

10.Oktober 2023
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des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Claus Christian Clausen, MdL 
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NAH.SH GmbH (Marschbahn) wg. UVPG 

01603-22-OR-3126 

Vermerk 

 

Datum: 19.04.2022 

Von: Prof. Dr. Mathias Nebendahl, Dr. Johannes Badenhop 

Betreff: Zur UVP-Pflicht der Elektrifizierung der Strecken 1011 und 1210 

 

I.  Ausgangslage 

Das Land Schleswig-Holstein plant die Elektrifizierung der Strecken 1011 (Jübek bis Husum) 

und 1210 (Marschbahn). Diese soll – wenn möglich – ohne Planfeststellungsverfahren auf der 

Grundlage des § 18 Abs. 1a AEG und § 14a Abs. 3 UVPG umgesetzt werden. § 18 Abs. 1a AEG 

ermöglicht die Ausstattung einer bestehenden Bahnstrecke mit einer Oberleitung einschließ-

lich dafür notwendiger räumlich begrenzter baulicher Anpassungen, insbesondere von Kreu-

zungsbauwerken ohne Planfeststellung, sofern keine Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-

verträglichkeitsprüfung besteht. § 14a Abs. 3 UVPG bestimmt, dass die Ausstattung einer be-

stehenden Bahnstrecke mit einer Oberleitung auf einer Länge von 15 km oder mehr einer 

allgemeinen Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 UVPG unterfällt. 

Von einer Planfeststellung bzw. einer Plangenehmigung kann daher nur dann abgesehen wer-

den, wenn 

• das Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung zu dem Ergebnis führt, dass keine UVP 

durchzuführen ist und 

• nur eine Einzelmaßnahme und keine komplexe Maßnahme vorliegt, d.h. neben der 

Oberleitung tatsächlich nur „notwendige räumlich begrenzte bauliche Anpassungen“ 

vorgesehen sind. 

II. Empfehlung 

Für die Strecke 1210 (Itzehoe bis Westerland) dürften die geplanten baulichen Maßnahmen 

über notwendige räumlich begrenzte bauliche Anpassungen hinausgehen. Zudem ist nicht zu 
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erwarten, dass die allgemeine Vorprüfung – selbst bei einer Abschnittsbildung – nicht zu einer 

UVP-Pflicht führt.  

Für die Strecke 1011 (Jübek bis Husum) gilt im Ergebnis nichts anderes, da sie technisch mit 

der Strecke 1210 verschränkt ist. Theoretisch wäre eine Gestaltung denkbar, dass von einer 

Planfeststellung bzw. Plangenehmigung abgesehen werden kann, wenn lediglich begrenzte 

bauliche Maßnahmen notwendig sind, insbesondere für die Strecke keine Infrastruktur für die 

Energieversorgung zu schaffen wäre, und eine allgemeine Vorprüfung zum Ergebnis führen 

könnte, dass keine UVP nötig ist.  

Nachteil eines Absehens von einer Planfeststellung oder Plangenehmigung ist, dass sonstige 

Genehmigungen nach Naturschutzrecht, Artenschutzrecht oder Denkmalrecht gesondert ein-

zuholen sind. Außerdem fehlt die Konzentrationswirkung der Planfeststellung und Plangeneh-

migung. Dies kann insbesondere aus Rechtsschutzgründen nachteilig sein, da jede Einzelge-

nehmigung gesondert angegriffen werden kann (sofern der Kläger eine Klagebefugnis hat). 

Wir empfehlen daher, jedenfalls für die Strecke 1210 ein reguläres Verfahren mit einer Plan-

feststellungsentscheidung (Beschluss oder Genehmigung) durchzuführen. 

III. Rechtlicher Rahmen 

1. AEG 

a) § 18 Abs. 1a AEG 

Die Ausstattung einer bestehenden Bahnstrecke mit Oberleitungen stellt eine Ände-

rung einer Betriebsanlage einer Eisenbahn im Sinne des § 18 Abs. 1 AEG dar. Eine 

Änderung derartiger Betriebsanlagen bedürfen grundsätzlich der Planfeststellung. 

Nach § 18 Abs. 1a AEG bedürfen bestimmte „Einzelmaßnahmen“, die den Bau oder 

die Änderung von Betriebsanlagen einer Eisenbahn vorsehen, keiner vorherigen 

Planfeststellung oder Plangenehmigung, sofern keine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Zu diesen zählen nach § 18 Abs. 1a Satz 1 

Nr. 1 AEG die Ausstattung einer bestehenden Bahnstrecke mit einer Oberleitung ein-

schließlich dafür notwendiger räumlich begrenzter baulicher Anpassungen, 
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insbesondere von Tunneln mit geringer Länge oder von Kreuzungsbauwerken. Nach 

§ 18 Abs. 1a Satz 2 AEG sind auch keine weiteren baurechtlichen Zulassungen für 

die Maßnahme erforderlich. Sonstige Genehmigungen, etwa nach dem Naturschutz-

recht, Artenschutzrecht, Immissionsschutzrecht oder Denkmalrecht, hat der Vorha-

benträger dennoch einzuholen (Bundestagsdrucksache 19/22139, Seite 22). Aus 

diesem Grunde sieht § 18 Abs. 1a Satz 3 AEG vor, dass der Träger weiterhin eine 

Planfeststellungsentscheidung beantragen kann, wenn er die Konzentrationswir-

kung erreichen möchte. Nach § 18 Abs. 1a Satz 5 AEG hat der Träger des Vorhabens, 

wenn für das Vorhaben die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung bestehen kann, bei der Planfeststellungsbehörde den Antrag nach § 5 Ab-

satz 1 Satz 2 Nummer 1 UVPG zu stellen. Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 UVPG hat die Plan-

feststellungsbehörde auf der Grundlage geeigneter Angaben des Vorhabenträgers 

sowie eigener Informationen unverzüglich festzustellen, ob für das Vorhaben eine 

Pflicht zur Durchführung einer UVP besteht.  

b) Räumlich begrenzte Anpassungen 

Wann räumlich begrenzte Anpassungen vorliegen, wird im Ausschussbericht in der 

zugrunde liegenden Bundestagsdrucksache 19/24040, Seite 22 wie folgt bestimmt: 

„Bei der Anpassung von Kreuzungsbauwerken kann es im Einzelfall erforderlich 
sein, das alte Bauwerk zu ersetzen. Solche Ersatzneubauten sind nur dann er-
fasst, wenn sich der Grundriss des Bauwerks nicht wesentlich ändert. Hinsicht-
lich des Aufrisses sind Änderungen möglich, da der Aufriss bei Elektrifizie-
rungsmaßnahmen typischerweise geändert werden muss. Die Abgrenzung ent-
spricht damit im Wesentlichen der Definition von Unterhaltungsmaßnahmen in 
§ 18 Abs. 1 Satz 4 AEG. 

Die Anpassung von Tunneln aufgrund der Ausstattung der bestehenden Be-
triebsanlage mit einer Oberleitung wird nur für solche mit geringer Länge von 
dem Erfordernis der Planfeststellung bzw. Plangenehmigung ausgenommen. 
Ob die Länge des Tunnels gering ist, hängt von den örtlichen Gegebenheiten 
(z.B. innerorts/außerorts) ab. […] Von einer geringen Länge ist jedenfalls dann 
nicht mehr auszugehen, wenn der anzupassenden eine Länge von mehr als 300 
Metern aufweist. 

c) Einzelmaßnahme 

§ 18 Abs. 1a AEG fasst die Ausstattung einer Bahnstrecke mit Oberleitungen unter 

den Begriff der Einzelmaßnahme. In der ursprünglichen Gesetzesbegründung der 



4/11 

Bundesregierung (Bundestagsdrucksache 19/22139, Seite 22) wird der Begriff der 

Einzelmaßnahme wie folgt konkretisiert: 

„Eine Einzelmaßnahme liegt vor, wenn das Bauvorhaben als solches ohne wei-
tere genehmigungspflichtige Änderungen anderer Bestandteile der bestehen-
den Bahnstrecke oder notwendiger Folgemaßnahmen umgesetzt wird. [Es fol-
gen Ausführungen zu notwendigen Änderungen an Kreuzungsbauwerken; 
diese Aussagen sind durch die im Bundestagesausschuss geänderte Gesetzes-
fassung obsolet geworden]. Ebenso liegt dann keine Einzelmaßnahme vor, 
wenn infolge der Baumaßnahme, die von der Planfeststellung oder Plangeneh-
migung freigestellt ist, weitere Baumaßnahmen erforderlich werden oder zu-
sätzlich ausgeführt werden sollen, die für sich betrachtet nach dieser Vorschrift 
von der Planfeststellung ebenfalls freigestellt sind. Die Baumaßnahmen stellen 
in diesem Fall jeweils Teile einer komplexeren Maßnahme dar, die gesamthaft 
zu betrachten sind. 

Aus der Begründung wird ersichtlich, dass eine Anwendung des § 18 Abs. 1a AEG 

ausscheiden sollte, wenn im Rahmen der eigentlichen Elektrifizierung noch weitere 

Baumaßnahmen erforderlich sind, also eine komplexe Maßnahme vorliegt. 

d) Bewertung 

Aus diesen gesetzlichen Anforderungen folgt bereits, dass eine Befreiung von der 

Planfeststellung nur in Betracht kommt, wenn keine zusätzlichen Bauwerke geschaf-

fen werden, bei bestehenden Ersatzbauwerken sich der Grundriss des Bauwerks 

nicht wesentlich ändert und auch keine sonstigen Baumaßnahmen erforderlich wer-

den oder zusätzlich ausgeführt werden. 

Zur Ausstattung der Bahnstrecken mit Oberleitungen bedarf es indes nach der jet-

zigen Planung mehr als nur unwesentliche bauliche Veränderungen. Insbesondere 

kann nicht auf eine bestehende Infrastruktur für die Energieversorgung zurückge-

griffen werden. Vielmehr sind neben der Oberleitung mehrere Unterwerks- und/o-

der Umrichterstandorte zu errichten. Diese dienen dazu, die Spannung und/oder die 

Frequenz aus dem Bahnstromnetz oder allgemeinen Netz umzuspannen. 

So wird in der Machbarkeitsstudie auf Seite 62 darauf hingewiesen, dass ein weiterer 

Unterwerksstandort für die Strecke 1011 zu schaffen ist und dieser am Standort in 

Jübek möglich wäre. Hier stände eine 110-KV/50-Hz-Trasse zur Verfügung, an der 

ein weiterer Einspeisepunkt gebaut werden könne. Außerdem müsse eine weiterge-

hende Bahnstromleitung entlang der Strecke Jübek-Husum-Niebüll erfolgen. 
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Für die Strecke Strecke 1210 (Itzehoe bis Westerland) bedarf es erst recht entspre-

chender Bauwerke. Die Machbarkeitsstudie betrachtet dazu verschiedene Varianten, 

von der je nach Variante drei oder vier solcher Werke zu schaffen wären. 

Bei diesen Unterwerken und Umrichterwerken handelt es sich auch nicht um baulich 

untergeordntete Bauwerke, sondern um Anlagen von typischerweise wenigstens 100 

qm Grundfläche. 

Bereits die in der Machbarkeitsstudie genannten zusätzlichen notwendigen Baumaß-

nahmen sprechen dafür, dass für die Strecke 1210 (Itzehoe bis Westerland) schon 

nicht die Voraussetzungen einer Einzelmaßnahme nach § 18 Abs. 1a AEG vorliegen. 

Für die Strecke Jübek-Husum gilt entsprechendes, sofern nicht durch eine Verfah-

rensgestaltung, nämlich einer Trennung der beiden Maßnahmen und eine zeitlich 

versetzte Umsetzung (Umsetzung der Elektrifizierung der Strecke 1011 erst nach 

Umsetzung der Maßnahme auf der Strecke 1210) erreicht wird, dass für die zweite 

Strecke keine zusätzlichen Baumaßnahmen erforderlich sind. Dies entspricht aber 

nicht den bisherigen Planungen. 

2. UVPG 

a) Rechtlicher Maßstab 

aa) Allgemein 

Das Absehen von einer Planfeststellung oder Plangenehmigung nach § 18 Abs. 

1a AEG kommt darüber nur dann in Betracht, wenn keine UVP durchzuführen 

ist. Nach § 14a Abs. 3 Nr. 1 UVPG bedarf die Ausstattung einer bestehenden 

Bahnstrecke mit einer Oberleitung auf einer Länge von 15 Kilometern und mehr 

einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 UVPG. 

Nach § 7 Abs. 1 Satz 3 UPVG besteht eine UVP-Pflicht, wenn das Vorhaben nach 

Einschätzung der EBA nach überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der 

in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige 
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Umweltauswirkungen haben kann, die bei der Zulassungsentscheidung zu be-

rücksichtigen wären (sog. Screening).  

Die Vorprüfung stellt eine kursorische Prüfung dar, bei der regelmäßig noch 

keine detaillierten Untersuchungen erforderlich sind. Der Vorhabenträger hat 

entsprechend der Anlage 2 dem Vorhabenträger die notwendigen Informatio-

nen für seine Prüfung bereitzustellen. Die Methodik der Prüfung entspricht der 

einer UVP, allerdings mit gröberer Tatsachengrundlage und mit vereinfachten 

Ermittlungs- und Prognosetechniken (Sinner/Gassner/Hartlik/Albrecht (PdK-

UVP, Erl. III 2.4.1). Der Prognosemaßstab ist an einer begründeten Möglichkeit 

erheblicher Umweltauswirkungen auszurichten. Dabei sind nach der Recht-

sprechung des EuGH stets alle Kriterien der Anlage 3 zu betrachten. 

Insbesondere kann von einer begründeten Möglichkeit ausgegangen werden, 

wenn für das Zulassungsverfahren umfangreiche umweltbezogene Sachver-

haltsermittlungen erforderlich sind oder das Einholen verschiedener Fachgut-

achten zur Betroffenheit einzelner Schutzgüter notwendig ist (Sinner/Gass-

ner/Hartlik/Albrecht (PdK-UVP, Erl. III 2.4.4). Dabei kann als eine „Daumenre-

gel“ gelten, dass je größer das geographische Gebiet und bzw. oder die be-

troffene Bevölkerung ist, desto eher von einer UVP-Pflicht auszugehen ist. 

Das BVerwG betont in seiner Rechtsprechung darüber hinaus, dass die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung eine Umsetzung von Art. 2 I RL 2011/92/EU darstelle, 

der gebiete, Projekte, bei denen mit erheblichen Umweltauswirkungen zu rech-

nen ist, einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. Diese Verpflich-

tung dürfe durch die Vorprüfung nicht unterlaufen werden (BVerwG, NVwZ 

2020, 1663 (1665 f.) Rn. 27). 

Den relevanten Maßstab hat das BVerwG (NVwZ 2020, 1663 Rn. 29) wie folgt 

zusammengefasst:  

Umweltauswirkungen sind nicht erst dann erheblich, wenn sie nach dem 
jeweils einschlägigen materiellen Zulassungsrecht so gewichtig sind, dass 
sie zu einer Versagung der Zulassung führen können; es genügt, wenn im 
Rahmen der planerischen Abwägung Nebenbestimmungen oder, wenn das 
Fachrecht dies zulässt (vgl. zB § 8 IV 1 LuftVG), Betriebsregelungen zum 
Schutz der betroffenen Umweltgüter in Betracht kommen (BVerwG, Urt. v. 
7.11.2019 – 3 C 12/18, BeckRS 2019, 27377 = VRS 138, 34 [39]; BVerwGE 
150, 92 = NVwZ 2015, 85 Rn. 21, und BVerwGE 130, 83 = NVwZ 2008, 
563 Rn. 34 f.). Andererseits löst nicht jeder abwägungserhebliche 
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Umweltbelang die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung aus. Das stünde im Widerspruch zur Konzeption des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung, weil praktisch nie auszuschließen 
ist, dass ein Vorhaben abwägungserhebliche Umweltauswirkungen hat 
(BVerwG, NVwZ 2015, 85 Rn. 22). Dementsprechend genügt es auch nicht, 
wenn die Umweltauswirkungen allenfalls zu einer Ergänzung der Planung 
um weitere Schutzauflagen auf der Grundlage strikten Rechts führen kön-
nen (BVerwG, Urt. v. 7.11.2019 – 3 C 12/18, BeckRS 2019, 27377). Es 
bedarf bereits in der Vorprüfung einer Gewichtung der abwägungserheb-
lichen Belange unter Berücksichtigung der vorhaben- und standortbezo-
genen Kriterien; steht nach einer diese Maßstäbe berücksichtigenden Vo-
rausschau im Zeitpunkt der Vorprüfung fest, dass ein abwägungserhebli-
cher Umweltbelang keinen Einfluss auf das Ergebnis des Planfeststel-
lungsbeschlusses haben kann, ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht erforderlich. 

Im Kern ist daher zu prüfen, ob voraussichtlich Umwelteinwirkungen eintreten, 

die abwägungsrelevant sein können, einen relevanten Abwägungsbeitrag leis-

ten können und nicht nur zu bloßen Schutzmaßnahmen führen. 

bb) EBA 

Das Eisenbahnbundesamt nimmt das Screening auf der Grundlage von Form-

blättern, insbesondere dem Formblatt U3 (Umwelterklärung für die Vorprüfung 

gemäß § 7 UVPG oder gemäß § 9 i. V. m. § 7 UVPG sowie zur Notwendigkeit 

sonstiger umweltfachlicher Unterlagen) vor. Zur Bearbeitung hat das EBA „fach-

liche Bearbeitungshinweise für die EBA-Umwelterklärung für die Feststellung 

der UVP-Pflicht nach §§ 5 ff UVPG – Formblatt U3“ mit Stand 2019 veröffent-

licht. 

Die eigentliche Prüfung auf der Grundlage des Formblatts U3 muss eine Um-

weltfachkraft vornehmen.  

b) Itzehoe-Westerland 

aa) Auswirkungen 

Es sprechen bereits jetzt gewichtige Gründe dafür, von einer UVP-Pflicht für die 

Strecke 1210 auszugehen: 
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• Die Machbarkeitsstudie zeigt bereits das hohe Konfliktpotential auf 

dem Sylt-Damm auf. Es heißt dazu, dass sich dieser als zentraler na-

turschutzfachlicher Konfliktpunkt herauskristallisiert habe und von 

einer Elektrifizierung negative Einflüsse auf die nahegelegenen 

Schutzgebiete, insbesondere das UNESCO Welterbe Wattenmeer ein-

treten könnten. Dies spricht dafür, dass mit erheblichen Umweltaus-

wirkungen zu rechnen ist. 

• Doch auch in den übrigen Bereichen der Strecke ist die Wahrschein-

lichkeit, dass erhebliche Umweltauswirkungen bestehen können, 

hoch. So berührt die Strecke (neben dem FFH-Gebiet Wattenmeer) 

noch weitere sieben FFH-Gebiete und drei Vogelschutzgebiete sowie 

weitere NSG und LSG. Für diese hat die Machbarkeitsstudie eine Ab-

schätzung zur Konfliktbewältigung vorgenommen. Bereits nach die-

ser Abschätzung ist zu erwarten, dass mit erheblichen Umweltaus-

wirkungen zu rechnen ist. So führt die Machbarkeitsstudie aus, dass 

für die FFH-Gebiete Vaaler Moor, Klev- und Donnlandschaft bei St. 

Michaelisdonn (FFH), Untereider (FFH), Treene Winderatter See bis 

Friedrichstadt und Bollingstedter Au (FFH), Gewässer des Bongsieler 

Kanal-Systems (FFH) eine FFH-Verträglichkeitsprüfung erforderlich 

wären.  

Nach Ziffer 3.2.2 des Formblatts U3 („Ist die erhebliche Beeinträchti-

gung eines Erhaltungszieles eines Natura 2000-Gebeites druch das 

Vorhaben absehbar oder kann diese nach dem Ergebnis der FFH-Vor-

prüfung nicht ausgeschlossen werden?“) ist in den in der Frage ge-

nannten Fällen für die UVP-Vorprüfung eine FFH-Verträglichkeits-

prüfung vorzulegen. Des weiteren ist nach Ziffer 3.2.2a „Die erhebli-

che Beeinträchtigung lässt sich durch Schadensbegrenzungsmaß-

nahmen vollständig vermeiden.“ eine Abschätzung von Schadensbe-

grenzungsmaßnahmen erforderlich. Ist die erhebliche Beeinträchti-

gung nicht vollständig zu vermeiden, ist das Screening beendet und 

von einer UVP-Pflicht anzunehmen. 

In der Machbarkeitsstudie wird dazu ausgeführt, dass bei mehreren 

FFH-Gebieten mit bau- und anlagenbedingten Verlusten von Lebens-

raum zu rechnen ist. Für ein FFH-Gebiet heißt es, dass voraussichtlich 
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eine Ausnahmegenehmigung zu beantragen ist (Vaaler Moor). Diese 

sind dann erforderlich, wenn ein Projekt zu einer erheblichen Beein-

trächtigung des Gebiets führen kann. Es bedarf dann einer Ausnahme 

nach § 34 Abs. 3 BNatSchG.  

Schon die bau- und anlagenbedingten Verluste von Lebensraum kön-

nen nach Ziffer 3.2.2a des U3-Formblattes zur UVP-Pflicht führen. In 

jedem Fall ist dies für das Vaaler Moor anzunehmen, wenn dieses – 

wie in der Machbarkeitsstudie ausführt – einer Ausnahme bedürfen.  

• Darüber hinaus quert die Strecke das Vogelschutzgebiet DE1622493 

Eider-Treene-Sorge-Niederung. Im VSG „Eider-Treene-Sorge-Nie-

derung“ kommen 25 Arten vor, die im Rahmen des Standarddaten-

bogens als Zielarten geführt werden. Die jetzige Planung sieht hier 

zum Zwecke der Elektrifizierung einen Ersatzbrückenbau vor, weil die 

Bestandsbrücke nicht die für eine Elektrifizierung erforderliche Höhe 

aufweist. Wie dieser Ersatzneubau realisiert wird, ist derzeit noch 

nicht bekannt. Es erscheint aber äußerst unwahrscheinlich, dass ein 

Ersatzbau, selbst wenn er im Wesentlichen die bisherigen Ausmaße 

haben sollte, nicht erhebliche Umweltauswirkungen auf die genann-

ten 25 Zielarten haben könnte.  Es ist vielmehr zu erwarten, dass sich 

bei einem derartigen Ersatzbauwerk die Frage der konkreten Lage 

und der Ausgestaltung neu stellt, also ein abwägungserheblicher 

Umweltbelang vorliegt, der Einfluss auf das Ergebnis des Planfest-

stellungsbeschlusses haben kann. In diesem Fall ist nach der Recht-

sprechung des BVerwG von einer Pflicht zur Durchführung einer UVP 

auszugehen. Dies wird erst recht im Hinblick auf die notwendigen 

Baustelleneinrichtungen gelten, die im Nahbereich und damit im VSG 

zu errichten sind. Diese werden eine nicht unerhebliche Fläche in An-

spruch nehmen, da auf der Fläche wenigstens Platz für die einzelnen 

Vorlandbrückenelemente und entsprechende Kranaufstellflächen ge-

schaffen werden müssen. 
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bb) Prüfungsumfang 

Es ist auch zweifelhaft, ob erhebliche zeitliche und inhaltliche Vorteile beste-

hen, wenn lediglich eine Vorprüfung zur UVP statt einer UVP durchgeführt wird. 

So sieht der Leitfaden des EBA vor, dass regelmäßig ein landschaftspflegeri-

scher Begleitplan sowie eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durchzuführen sind, 

bevor über eine UVP-Pflichtigkeit entschieden werden kann. Gerade die Viel-

zahl an FFH, VSG, NSG und LSG lassen einen erheblichen Untersuchungsauf-

wand erwarten, der schon die Tiefe einer UVP erreichen wird. Dies wäre zwar 

noch fachlich abzusichern, doch spricht viel dafür, von einer Vor-UVP abzuse-

hen und sogleich eine UVP für die gesamte Strecke vorzunehmen. 

c) Jübek-Husum 

Anders stellt sich die Situation für die Strecke 1011 dar. Hier berührt die Strecke nur 

das FFH Gebiet DE1322391 Treene Winderatter See bis Friedrichstadt und 

Bollingstedter Au sowie das Wasserschutzgebiet Husum/Mildstedt (Zone III A). Zwar 

heißt es auch hier, dass ein LBP-Maßnahmenpaket mit dem besonderen Schwer-

punkt Seevogelschutz und eine FFH-Verträglichkeitsprüfung erforderlich ist. Ob hier 

durch Schadensbegrenzungsmaßnahmen die erhebliche Beeinträchtigung vermie-

den werden kann (Ziffer 3.2.2a des Formblatts U3), lässt sich aus den Unterlagen 

nicht entnehmen. Sollte dies nicht möglich sein, müsste auch hier eine UVP durch-

geführt werden. Sofern eine vollständige Schadensbegrenzungsmaßnahme denkbar 

ist, kann das Ergebnis einer UVP-Vorprüfung sein, dass es keiner weiteren UVP be-

darf. 

d) Ergebnis 

Jedenfalls für die Strecke Itzehoe-Westerland spricht viel dafür, von vornherein eine 

UVP durchzuführen (ohne gesondert eine Vorprüfung durchzuführen). Eine solche 

UVP ohne Vorprüfung ist jederzeit möglich. Sie erfolgt auf der Grundlage des EBA-

Formblattes U2. Für eine solche UVP spricht bereits die Vielzahl der betroffenen LSG, 

NSG, FFH- und VSG-Gebiete. 
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Für die Strecke Jübek-Husum ist es denkbar, dass eine UVP-Vorprüfung zu dem 

Ergebnis kommt, dass keine UVP durchzuführen ist. Dies hängt letztlich vom Ergeb-

nis der FFH-Verträglichkeitsprüfung ab. 

3. Rechtsschutz 

Unabhängig von der Notwendigkeit, eine UVP durchzuführen, gibt es auch gute Gründe 

dafür, eine Planfeststellung durchzuführen. Die Planfeststellung hat eine materielle Kon-

zentrationswirkung. Der Beschluss bzw. die Genehmigung werden öffentlich bekanntge-

macht. Dies hat zur Folge, dass Dritte nur innerhalb der Klagefrist von einem Monat ge-

gen die Entscheidung vorgehen können. Es besteht mit der Entscheidung auch nur ein 

Antragsgegenstand. 

Anders stellt sich dies bei einem Absehen von einer Planfeststellung dar. Hier müssen 

dennoch sonstige Genehmigungen nach Naturschutzrecht, Artenschutzrecht oder Denk-

malrecht gesondert eingeholt werden. Damit besteht für jede dieser Genehmigungen eine 

gesonderte Rechtsschutzmöglichkeit eines Dritten (sofern er klagebefugt ist). Dies kann 

dazu führen, dass mehrere gerichtliche Verfahren hinsichtlich des Vorhabens anhängig 

gemacht werden. 

IV. Ergebnis 

Es spricht viel dafür, dass für die Strecke Itzehoe-Westerland eine UVP erforderlich ist. Zudem 

ist aufgrund der weiteren baulichen Maßnahmen zur Schaffung der Energieinfrastruktur davon 

auszugehen, dass hier keine Einzelmaßnahme mehr vorliegt, die ein Absehen von einer Plan-

feststellung ermöglicht. 

Für die Strecke Jübek-Husum gilt im Grundsatz entsprechendes. Nur durch eine besondere 

Verfahrensgestaltung (keine zusätzliche notwendige Bahnstrominfrastruktur) wäre ein Abse-

hen von einer Planfeststellung denkbar. Dies ist nach aktueller Planung aber nicht möglich, da 

die Energieversorgung einheitlich für beide Strecken zu schaffen ist. Es verbliebe im Übrigen 

der Nachteil, dass weitere Genehmigungen nach Naturschutzrecht und Artenschutzrecht ge-

sondert einzuholen sind, die jeweils isoliert gerichtlich angegriffen werden können.  

Prof. Dr. Mathias Nebendahl     Dr. Johannes Badenhop 
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keit der Entscheidung. Dies bedeutet, dass auch dann, wenn eine vollständige Verfahrens-

freistellung bestehen würde, der Vorhabenträger zunächst den Sachverhalt, regelmäßig 

durch Gutachten, ermitteln muss, beispielsweise durch eine Großvogel- oder Fledermaus-

kartierung oder ein Lärmgutachten. Der Vorhabenträger muss dann auf dieser Grundlage 

die Vereinbarkeit seines Vorhabens mit den öffentlich-rechtlichen Vorschriften prüfen und 

– im Falle eines gerichtlichen Verfahrens - nachweisen. Selbst im Falle einer vollständigen 

Freistellung von allen Verfahrensanforderungen wäre der Großteil der Arbeit, nämlich die 

Erhebung des Sachverhaltes und die Prüfung der materiellen Rechtmäßigkeit durch den 

Vorhabenträger zu leisten. Es entfiele die eigentliche Genehmigungsentscheidung, also die 

Prüfung der Unterlagen des Vorhabenträgers durch eine Genehmigungsbehörde. 

Eine vollständige Verfahrensfreistellung für alle Sachbereiche ist aber nur theoretisch denk-

bar. Eine Freistellung von einer Planfeststellung nach Eisenbahnrecht würde nichts daran 

ändern, dass gesonderte Genehmigungen nach dem Naturschutzrecht, Artenschutzrecht, 

Denkmalschutzrecht, Wasserrecht etc. zu beantragen wären. Der Vorhabenträger muss hier 

sicherstellen, dass er alle relevanten Genehmigungsbehörden ermittelt hat und ein Geneh-

migungsverfahren beantragt. Hier ist der Vorhabenträger jeweils von den Bearbeitungszei-

ten der einzelnen Behörden abhängig. 

Bei einem Planfeststellungsverfahren sind die Behörden ebenfalls beteiligt, da diese eine 

Stellungnahme zum Vorhaben abgeben. Für die Stellungnahme wird diesen eine Frist ge-

setzt. Geht innerhalb der Frist keine Stellungnahme ein, kann die Planfeststellungsbehörde 

ohne diese Stellungnahme entscheiden. 

Ein Zeitgewinn durch den Verzicht auf ein Planfeststellungsverfahren ergibt sich damit al-

lein dann, wenn die Bearbeitungszeit des EBA insgesamt deutlich länger wäre als die Bear-

beitungszeit, die bei den einzelnen Genehmigungsbehörden zu erwarten ist. Dieser Zeitge-

winn würde nur die letzte Phase des Genehmigungsverfahrens betreffen, der zeitlich ge-

genüber der Sachverhaltsermittlung und der Vorbereitung der Unterlagen durch den Vorha-

benträger deutlich zurückfällt.  

Ob das EBA strukturell personell zu gering ausgestattet ist, weiß ich nicht. Aus meiner Sicht 

wäre es aber sinnvoller, die Vorteile einer Verfahrenskonzentration zu nutzen als eine Viel-
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zahl von Genehmigungen bei verschiedenen Behörden einzuholen und ggf. auf eine bessere 

Ausstattung der Planfeststellungsbehörden zu dringen. 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

. 

Dr. Johannes Badenhop           XXVI 
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